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G e s e t z
zum Abkommen zur Änderung des Abkommens

über die einheitliche Ausbildung der Anwärter für den 
höheren Polizeivollzugsdienst und über 

die Polizei-Führungsakademie

Vom 23. Februar 2006

Der Niedersächsische Landtag hat das folgende Gesetz
beschlossen:

Artikel 1

(1) Dem am 27. Oktober 2005 unterzeichneten Abkommen
zur Änderung des Abkommens über die einheitliche Ausbil-
dung der Anwärter für den höheren Polizeivollzugsdienst und
über die Polizei-Führungsakademie wird zugestimmt.

(2) Das Abkommen sowie das Gesetz des Landes Nordrhein-
Westfalen über die Deutsche Hochschule der Polizei vom
15. Februar 2005 (GV. NRW S. 88), das gemäß Artikel 2 Abs. 1
Satz 1 des Abkommens sein Bestandteil ist, werden nachste-
hend veröffentlicht.

(3) Der Tag des In-Kraft-Tretens des Abkommens ist im
Niedersächsischen Gesetz- und Verordnungsblatt bekannt zu
geben.

Artikel 2

Dieses Gesetz tritt am Tag nach seiner Verkündung in Kraft.

Hannover, den 23. Februar 2006

Der Präsident des Niedersächsischen Landtages

Jürgen  G a n s ä u e r

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Der Niedersächsische Ministerpräsident

Christian  W u l f f
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Abkommen
zur Änderung des Abkommens 

über die einheitliche Ausbildung 
der Anwärter für den höheren Polizeivollzugsdienst 

und über die Polizei-Führungsakademie

Die Bundesrepublik Deutschland,

das Land Baden-Württemberg,

der Freistaat Bayern,

das Land Berlin,

das Land Brandenburg,

die Freie Hansestadt Bremen,

die Freie und Hansestadt Hamburg,

das Land Hessen,

das Land Mecklenburg-Vorpommern,

das Land Niedersachsen,

das Land Nordrhein-Westfalen,

das Land Rheinland-Pfalz,

das Saarland,

der Freistaat Sachsen,

das Land Sachsen-Anhalt,

das Land Schleswig-Holstein,

der Freistaat Thüringen

schließen als Träger der Deutschen Hochschule der Polizei
(im Folgenden „Träger“ genannt) vorbehaltlich der etwa erfor-
derlichen Zustimmung ihrer gesetzgebenden Körperschaften
nachstehendes Abkommen.

Abschnitt I

Die Polizei-Führungsakademie wird in die Deutsche Hoch-
schule der Polizei (DHPol) umgewandelt.

Abschnitt II

Das Abkommen über die einheitliche Ausbildung der An-
wärter für den höheren Polizeivollzugsdienst und über die
Polizei-Führungsakademie vom 28. April 1972, geändert durch
das Änderungsabkommen vom 8. November 1991, wird wie
folgt geändert:

1. Die Bezeichnung des Abkommens wird wie folgt geändert:

Der erste Teil des Präpositionalobjektes „über die einheit-
liche Ausbildung der Anwärter für den höheren Polizei-
vollzugsdienst und“ wird gestrichen und das Wort „Polizei-
Führungsakademie“ durch die Wörter „Deutsche Hoch-
schule der Polizei“ ersetzt.

2. In der Eingangsformel werden nach dem Wort „schließen“
die Wörter „als Träger der Deutschen Hochschule der
Polizei (im Folgenden „Träger“ genannt)“ eingefügt. 

3. a) Die Überschrift über Artikel 1 entfällt. 

b) In Artikel 1 wird Abs. 1 wie folgt gefasst: 

„Die Polizei-Führungsakademie wird in die Deutsche
Hochschule der Polizei umgewandelt. Die Hochschule
ist eine gemeinsame Hochschule des Bundes und der
Länder. Sie ist eine Einrichtung des Landes Nord-
rhein-Westfalen mit Sitz in Münster.“

c) In Absatz 2 wird ein neuer Satz 1 eingefügt: „Die
Hochschule unterliegt der Dienst- und Fachaufsicht,
in Fragen von Lehre und Forschung der Rechtsauf-
sicht.“ Der bisherige Satz 1 wird Satz 2. In Satz 2 wer-
den vor dem Wort „Fachaufsicht“ die  Wörter „Rechts-
und“ eingefügt. Ein neuer Satz 3 wird angefügt: „Sie
setzen dazu ein Kuratorium ein.“ 

4. Artikel 2 erhält folgende Fassung: 

„(1) Das Gesetz des Landes Nordrhein-Westfalen
über die Deutsche Hochschule der Polizei (Polizeihoch-
schulgesetz — DHPolG) ist Bestandteil des Abkom-
mens. Das Land Nordrhein-Westfalen wird ermächtigt,
notwendig werdende Änderungen des Polizeihoch-
schulgesetzes infolge Bundesrechts oder Rechts des
Landes Nordrhein-Westfalen nach Zustimmung der
Träger vorzunehmen. 

(2) Die Professorinnen und Professoren sowie die
Lehrkräfte für besondere Aufgaben haben den Praxis-
bezug zu gewährleisten. Dies gilt insbesondere in den
polizeispezifischen Fächern. Der Anteil des höheren
Polizeivollzugsdienstes am gesamten Lehrpersonal
darf 40 Prozent nicht unterschreiten.“

5. a) Überschrift über Artikel 3 entfällt. 

b) Artikel 3 Abs. 1 entfällt. 

c) Der bisherige Absatz 2 wird neuer Absatz 1.

d) Der neue Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt gefasst: „Im
Kuratorium haben der Bund und jedes Land je eine
Stimme.“

e) Im neuen Absatz 1 Satz 2 wird das Wort „Vertreter“
durch das Wort „Vertretung“ ersetzt. 

f) Im neuen Absatz 1 Satz 4 entfallen in der Aufzählung
die Klammerzusätze.

g) aa) Nr. 1 erhält folgende Fassung:

„Genehmigung des Beitrags zum Haushaltsvoran-
schlag“

bb) Nr. 3 wird neu eingefügt:

„Bestellung der Präsidentin oder des Präsidenten
und der Vizepräsidentin oder des Vizepräsiden-
ten oder Berufung der Präsidentin oder des Präsi-
denten in ein Beamtenverhältnis auf Zeit,“

cc) Die bisherige Nr. 3 wird Nr. 4 und erhält folgende
Fassung: 

„Berufung von Professorinnen und Professoren,
Bestellung der Leiterinnen oder Leiter der Institute
und der Lehrkräfte für besondere Aufgaben,“

dd) Nr. 5 wird neu eingefügt:

„Zustimmung zur Verleihung der Bezeichnung
„Honorarprofessorin“ oder „Honorarprofessor“,“ 

ee) Die bisherige Nr. 4 wird Nr. 6. Der Klammer-
zusatz „Art. 16“ wird in „Art. 5“ geändert. 

h) Der bisherige Absatz 3 wird neuer Absatz 2 und wie
folgt gefasst:

„Das Kuratorium wählt aus seiner Mitte für die Dauer
von zwei Jahren eine Vorsitzende oder einen Vorsit-
zenden und eine Vertretung, die verschiedenen Trä-
gern angehören müssen.“

i) Der bisherige Absatz 4 wird neuer Absatz 3.

j) Artikel 4 Abs. 2 wird neuer Absatz 4. Dieser wird wie
folgt geändert:

Nach dem Wort „legt“ werden die Wörter „auf der
Grundlage des Jahresberichts der Präsidentin oder des
Präsidenten und der Stellungnahme des Senats der
Hochschule“ eingefügt und das Wort „Polizei-Füh-
rungsakademie“ durch das Wort „Hochschule“ ersetzt. 

k) Absatz 5 entfällt.
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6. Artikel 4 Abs. 1 entfällt. 

7. Die Überschrift über Artikel 5 entfällt.

8. Artikel 5 bis 13 und die Überschriften über Artikel 10
bis 12 entfallen. 

9. a) Artikel 14 wird Artikel 4. 

b) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

„Die Planstellen, die Bezüge und sonstigen Aufwen-
dungen für die Präsidentin oder den Präsidenten, die
Professorinnen und Professoren und für die Beamtin-
nen und Beamten, Angestellten und Arbeiterinnen
und Arbeiter werden im Haushaltsplan der Hoch-
schule veranschlagt.“

c) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„Soweit Lehrkräfte für besondere Aufgaben sowie
wissenschaftliche Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter
zur Hochschule abgeordnet werden, verpflichten sich
die Träger, für diese Personen entsprechend ihren
Funktionen bei der Hochschule in ihren Haushalts-
plänen entsprechende Planstellen auszuweisen. Die
Dauer der Abordnung soll im Einzelfall sechs Jahre
nicht überschreiten.“

d) In Absatz 3 Satz 1 werden vor dem „Beamten“ die
Wörter „Beamtinnen und“ eingefügt und das Wort
„Polizei-Führungsakademie“ durch das Wort „Hoch-
schule“ ersetzt. In Satz 2 wird das Wort „Polizei-
Führungsakademie“ durch das Wort „Hochschule“
ersetzt.

e) In Absatz 4 werden die Wörter „an dem Lehrkörper“
durch die Wörter „an den Lehrkräften für besondere
Aufgaben“ ersetzt.

10. Die Überschriften über Artikel 15 und 16 und Artikel 15
entfallen. 

11. a) Artikel 16 wird Artikel 5. 

b) In den Absätzen 1 bis 4 des neuen Artikels 5 wird das
Wort „Polizei-Führungsakademie“ durch das Wort
„Hochschule“ ersetzt.

c) In Absatz 2 wird „%“ durch „v. H.“, das Wort „Betei-
ligten“ durch das Wort „Trägern“ und das Wort „getra-
gen“ durch das Wort „aufgebracht“ ersetzt. 

d) In Absatz 4 Satz 2 wird das Wort „Beteiligten“ durch
das Wort „Träger“ ersetzt. 

12. Artikel 17 wird Artikel 6 und in Satz 1 wird das Wort
„Beteiligten“ durch das Wort „Träger“ ersetzt. 

13. Artikel 18 und die Überschrift über Artikel 20 entfallen.

14. a) Artikel 20 wird Artikel 7.

b) Im Absatz 2 wird das Wort „Beteiligten“ durch das
Wort „Trägern“ ersetzt. Im Absatz 3 wird das Wort
„Beteiligten“ durch das Wort „Träger“ ersetzt und im
Absatz 4 wird das Wort „Beteiligten“ durch das Wort
„Trägers“ ersetzt.

c) Absatz 4 Satz 2 wird wie folgt gefasst: 

„Hierbei sind die vom Land Nordrhein-Westfalen für
das ehemalige Polizei-Institut Hiltrup vor Inkrafttreten
des Abkommens vom 28. April 1972 erbrachten Leis-
tungen zu berücksichtigen.“

Abschnitt III

Die Frist des Artikels 7 Abs. 1 beginnt mit dem In-Kraft-
Treten dieses Abkommens erneut zu laufen. Die Zustim-
mungserklärungen sind gegenüber dem Innenministerium
des Landes Nordrhein-Westfalen abzugeben.
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27. Oktober 2005
(Datum der letzten Unterzeichnung)

Für die Bundesrepublik
Deutschland

Der Bundesminister des Innern

Otto  S c h i l y

Für das Land Baden-Württemberg

Der Innenminister

Heribert  R e c h

Für das Land Niedersachsen

Für den Ministerpräsidenten

Der Minister für Inneres und Sport

Uwe  S c h ü n e m a n n

Für den Freistaat Bayern

Der Staatsminister des Innern

Dr. Günter  B e c k s t e i n

Für das Land Nordrhein-Westfalen

Namens des Ministerpräsidenten

Der Innenminister

Dr. Fritz  B e h r e n s

Für das Land Berlin

Für den Regierenden Bürgermeister 
von Berlin

Dr. Ehrhardt  K ö r t i n g

Senator für Inneres

Für das Land Rheinland-Pfalz

In Vertretung des Ministerpräsidenten

Der Minister des Innern und für Sport

Karl Peter  B r u c h

Für das Land Brandenburg

Der Ministerpräsident

Vertreten durch 
Den Minister des Innern

Jörg  S c h ö n b o h m

Für das Saarland

Die Ministerin für  Inneres,
Familie, Frauen und Sport

Annegret  K r a m p - K a r r e n b a u e r

Für die Freie Hansestadt Bremen

Der Senator 
für Inneres und Sport

Thomas  R ö w e k a m p

Für den Freistaat Sachsen

Für den Ministerpräsidenten

Der Staatsminister des Innern

Dr. Thomas  d e  M a i z i è r e

Für die Freie und Hansestadt Hamburg

Für den Senat

Der Präses der Behörde für Inneres

Udo  N a g e l

Für das Land Sachsen-Anhalt

Für den Ministerpräsidenten 
des Landes Sachsen-Anhalt

Der Minister des Innern 
des Landes Sachsen-Anhalt

Klaus-Jürgen  J e z i o r s k y

Für das Land Hessen

Der Minister 
des Innern und für Sport

Volker  B o u f f i e r

Für das Land Schleswig-Holstein

Für den Ministerpräsidenten

Dr. Ralf  S t e g n e r

Innenminister

Für das Land Mecklenburg-Vorpommern

Für den Ministerpräsidenten

Der Innenminister

Dr. Gottfried  T i m m

Für den Freistaat Thüringen

Der Innenminister

Dr. Karl Heinz  G a s s e r
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Anlage
(zu Artikel 2 Abs. 1 Satz 1 des Abkommens)

Gesetz
über die Deutsche Hochschule der Polizei

(Polizeihochschulgesetz — DHPolG)

Vom 15. Februar 2005
(GV. NRW. S. 88)

§ 1

Geltungsbereich

Dieses Gesetz gilt für die Deutsche Hochschule der Polizei.

§ 2

Trägerschaft

Die Hochschule wird auf der Grundlage eines Abkommens
vom Bund und von den Ländern getragen. Die Aufgaben der
Träger werden vom Kuratorium wahrgenommen.

E r s t e r  A b s c h n i t t

Rechtsstellung und Aufgaben der Hochschule

§ 3

Rechtsstellung

(1) Die Hochschule ist eine gemeinsame auf den Polizei-
dienst ausgerichtete Hochschule des Bundes und der Länder
und zugleich eine Einrichtung des Landes Nordrhein-West-
falen mit Sitz in Münster.

(2) Sie hat unbeschadet der Rechte der Träger das Recht zur
Selbstverwaltung im Rahmen der Gesetze.

(3) Sie hat das Satzungsrecht nach Maßgabe dieses Gesetzes.

§ 4

Aufgaben

(1) Der Hochschule obliegt insbesondere die einheitliche
Ausbildung  der Beamtinnen und Beamten für den höheren
Polizeidienst des Bundes und der Länder, die Weiterbildung
der Führungskräfte der Polizeien des Bundes und der Länder,
die internationale Zusammenarbeit, insbesondere mit Hoch-
schulen und anderen Bildungseinrichtungen der Polizei,
und die Forschung auf den polizeilichen Tätigkeitsfeldern.
Die Hochschule fördert den Austausch mit deutschen Hoch-
schulen und wirkt bei der Wahrnehmung ihrer Aufgaben mit
anderen Hochschulen, Forschungs- und Bildungseinrichtun-
gen zusammen.

(2) Darüber hinaus hat die Hochschule die Aufgabe, die
Polizeiwissenschaft  durch Forschung, Lehre, Studium und
Weiterbildung zu pflegen und zu entwickeln.

(3) Die Hochschule fördert bei der Wahrnehmung ihrer Auf-
gaben die tatsächliche Durchsetzung der Gleichberechtigung
von Frauen und Männern.

(4) Die Hochschule fördert den Wissens- und Technologie-
transfer. 

(5) Die Hochschule unterrichtet die Öffentlichkeit über die
Erfüllung ihrer Aufgaben.

(6) Weitere als die in diesem Gesetz genannten Aufgaben
können der Hochschule im Rahmen ihrer Rechtsstellung vom
Kuratorium übertragen werden. Die Hochschule ist vorher zu
hören.

§ 5

Freiheit von Wissenschaft, Forschung, Lehre und Studium

Die Hochschule, das Land Nordrhein-Westfalen und das Ku-
ratorium, stellen sicher, dass die Mitglieder der Hochschule

bei der Erfüllung ihrer Aufgaben die durch Artikel 5 Abs. 3
Satz 1 des Grundgesetzes und durch dieses Gesetz verbürgten
Rechte wahrnehmen können. 

§ 6

Forschung und Zusammenarbeit in der Forschung

(1) Die Hochschule betreibt Forschung auf den Tätigkeits-
feldern der Polizei. Gegenstand der Forschung in der Hoch-
schule sind unter Berücksichtigung  der Aufgabenstellung der
Hochschule alle wissenschaftlichen Bereiche sowie die An-
wendung wissenschaftlicher Erkenntnisse in der Praxis ein-
schließlich der Folgen, die sich aus der Anwendung wissen-
schaftlicher Erkenntnisse ergeben können.

(2) Die Hochschule trifft Absprachen mit den Polizeien des
Bundes und der Länder über eine Aufteilung von Forschungs-
vorhaben und stellt die Zusammenarbeit mit anderen in- und
ausländischen Forschungsstätten sicher.

(3) Die Hochschule führt Forschungsaufträge des Kurato-
riums aus.

Z w e i t e r  A b s c h n i t t

Mitgliedschaft und Mitwirkung

§ 7

Mitglieder und Angehörige

(1) Mitglieder der Hochschule sind

1. die Präsidentin oder der Präsident und die Vizepräsidentin
oder der Vizepräsident, 

2. die Professorinnen und Professoren,

3. die Lehrkräfte für besondere Aufgaben,

4. die wissenschaftlichen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter,

5. die hauptberuflichen weiteren Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter,

6. die Studentinnen und Studenten (Studierende).

(2) Angehörige der Hochschule sind

1. die Professorinnen und Professoren im Ruhestand,

2. die nebenberuflichen Professorinnen und Professoren, 

3. die Gastprofessorinnen und Gastprofessoren bzw. Gast-
dozentinnen und Gastdozenten,

4. die Honorarprofessorinnen und Honorarprofessoren,

5. die Lehrbeauftragten,

6. die Gasthörerinnen und Gasthörer,

7. die Ehrensenatorinnen und Ehrensenatoren.

§ 8

Rechte und Pflichten der Mitglieder und Angehörigen

(1) Die Mitglieder haben sich, unbeschadet weitergehender
Verpflichtungen aus dem Dienst- oder Arbeitsverhältnis, so zu
verhalten, dass die Hochschule ihre Aufgaben erfüllen kann
und niemand gehindert wird, seine Rechte und Pflichten
wahrzunehmen.
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(2) Die Mitglieder mit Ausnahme der Präsidentin oder des
Präsidenten und der Vizepräsidentin oder des Vizepräsiden-
ten besitzen das Wahlrecht zum Senat.

(3) Die Übernahme einer Funktion im Senat oder in einer
Kommission kann nur aus wichtigem Grund abgelehnt wer-
den. Entsprechendes gilt für den Rücktritt. Die Tätigkeit im
Senat oder in einer Kommission ist ehrenamtlich, soweit
nicht gesetzlich etwas anderes bestimmt ist.

(4) Während einer Beurlaubung, sonstigen Freistellung oder
Abordnung für mehr als sechs Monate ruhen die Mitglied-
schaftsrechte und Mitgliedschaftspflichten.

(5) Die Mitglieder sind zur Verschwiegenheit in Angelegen-
heiten verpflichtet, die ihnen als Träger eines Amtes oder
einer Funktion bekannt geworden sind und deren Vertrau-
lichkeit sich aus Rechtsvorschriften, aufgrund besonderer
Beschlussfassung des Senats oder einer Kommission oder aus
der Natur des Gegenstandes ergibt

(6) Die Rechte und Pflichten der Angehörigen regelt die
Grundordnung. Sie nehmen an Wahlen nicht teil.

(7) Verletzen Mitglieder oder Angehörige ihre Pflichten nach
den Absätzen 1, 5 oder 6, kann die Hochschule unbeschadet
dienstlicher Vorschriften Maßnahmen zur Wiederherstellung
der Ordnung treffen. Das nähere regelt die Hochschule durch
Satzung.

D r i t t e r  A b s c h n i t t

Aufbau und Organisation der Hochschule

§ 9

Organe der Hochschule 

Organe der Hochschule sind

1. die Präsidentin oder der Präsident,

2. der Senat.

§ 10

Die Präsidentin oder der Präsident

(1) Die Präsidentin oder der Präsident

1. vertritt und leitet die Hochschule,

2. bereitet die Beratungen des Senats vor, leitet dessen Sit-
zungen und  führt die Beschlüsse des Senats aus,

3. führt die Beschlüsse des Kuratoriums aus und erstattet
ihm den Jahresbericht,

4. ist Dienstvorgesetzte bzw. Dienstvorgesetzter der an der
Hochschule hauptamtlich Beschäftigten,

5. ist für die Ordnung in der Hochschule verantwortlich und
übt das Hausrecht aus,

6. arbeitet mit den für die Ausbildung bei Bund und Ländern
zuständigen Stellen zusammen.

7. nimmt alle sonstigen Aufgaben und Befugnisse wahr,
soweit sie nicht dem Senat zugewiesen sind.

(2) Die Präsidentin oder der Präsident hat rechtswidrige
Beschlüsse und Unterlassungen des Senats zu beanstanden.
Die Beanstandung hat aufschiebende Wirkung. Wird inner-
halb einer angemessenen Frist keine Abhilfe geschaffen, so ist
das Kuratorium zu unterrichten. Das Beanstandungs- und
Anordnungsrecht des Kuratoriums bleibt unberührt.

(3) Zur Präsidentin bzw. zum Präsidenten kann in einem
Beamtenverhältnis auf Zeit für fünf Jahre ernannt oder im
Angestelltenverhältnis für fünf Jahre bestellt werden, wer eine
abgeschlossene Hochschulausbildung besitzt und aufgrund
einer mehrjährigen verantwortlichen beruflichen Tätigkeit,
insbesondere in Verwaltung, Polizei, Wissenschaft, Wirtschaft

oder Rechtspflege erwarten lässt, dass sie bzw. er den Auf-
gaben ihres bzw. seines Amtes gewachsen ist. Die Stelle ist
öffentlich auszuschreiben. Die erneute Ernennung oder Wieder-
bestellung ist zulässig, hierbei kann von der Ausschreibung
abgesehen werden.

(4) Die Vertretung der Präsidentin oder des Präsidenten ob-
liegt der Vizepräsidentin oder dem Vizepräsidenten. Für die
Bestellung bedarf es eines abgeschlossenen Hochschulstu-
diums oder der Befähigung zum Richteramt, zum höheren
allgemeinen Verwaltungsdienst oder zum höheren Polizei-
vollzugsdienst. Die Bestellung erfolgt für sechs Jahre, eine
Wiederbestellung ist zulässig.

(5) Die Präsidentin oder der Präsident und die Vizepräsi-
dentin oder der Vizepräsident werden von der Landesregie-
rung Nordrhein-Westfalen im Einvernehmen mit dem Bundes-
ministerium des Innern und den Innenministerien und den
Senatsverwaltungen des Innern ernannt oder bestellt. Die Er-
nennung oder Bestellung erfolgt auf Vorschlag des Senats mit
Zustimmung des Kuratoriums.

§ 11

Organisation von Studium und Weiterbildung

(1) Die Organisation des Studiengangs oder der Studiengän-
ge sowie die Organisation des Weiterbildungsangebots der
Hochschule obliegt der Präsidentin oder dem Präsidenten. Die
dazu erforderlichen Regelungen trifft die Präsidentin oder der
Präsident im Einvernehmen mit dem Kuratorium der Hoch-
schule.

(2) Zur Organisation des Studiums und der Weiterbildung
gehört insbesondere die Zuordnung der  Professoren und des
weiteren Lehrpersonals zu den Fachgebieten und Lehrgebie-
ten sowie die Gestaltung des für Studium und Weiterbildung
erforderlichen Verwaltungsbereichs, einschließlich der Durch-
führung von Prüfungen gemäß der entsprechenden Prüfungs-
ordnung.

(3) Die Präsidentin oder der Präsident stellt durch die Steu-
erung der Organisation und der Arbeits- und Verfahrensab-
läufe in der Hochschule sicher, dass die mit dem Studium und
der Weiterbildung verbundenen Aufgaben erfüllt und die
Ziele erreicht werden. Dabei sorgt die Präsidentin oder der
Präsident für eine kontinuierliche Qualitätsüberprüfung und
Qualitätssicherung.

(4) Die Präsidentin oder der Präsident veranlasst, dass aus
dem Kreis der Professorinnen, Professoren, der Lehrkräfte für
besondere Aufgaben eine Sprecherin oder ein Sprecher ge-
wählt wird, die oder der die Fachgebiete inhaltlich vertritt.
Die oder der Gewählte wird durch die Präsidentin oder den
Präsidenten im Einvernehmen mit dem Kuratorium der Hoch-
schule bestellt. 

§ 12

Aufgaben des Senats

(1) Der Senat hat folgende Aufgaben:

1. Erlass und Änderung der Grundordnung und der Satzun-
gen und Ordnungen der Hochschule,

2. Empfehlungen und Stellungnahmen zur Prüfungsordnung,

3. Beschlussfassung über die Studienordnungen und die
Studienpläne, 

4. Empfehlungen und Stellungnahmen zu Grundsatzfragen
des Lehr- und Studienbetriebes und der Studienreform,

5. Empfehlungen und Stellungnahmen zu Grundsatzfragen
der Forschungs- und Entwicklungsaufgaben,

6. Vorschläge über die Verteilung der Haushaltsmittel im
Rahmen des geltenden Haushaltsplans,
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7. Mitwirkung bei der Planung der weiteren Entwicklung
der Hochschule, 

8. Empfehlungen und Stellungnahmen zu grundsätzlichen
Fragen, die die Mitglieder und Angehörigen der Hoch-
schule betreffen, 

9. Vorschläge für die Berufung von Professorinnen und Pro-
fessoren sowie die Bestellung von Lehrkräften für beson-
dere Aufgaben,

10. Vorschläge für die Berufung oder Bestellung der Präsi-
dentin oder des Präsidenten sowie die Bestellung der
Vizepräsidentin oder des Vizepräsidenten,

11. Vorschläge für die Bestellung von Institutsleiterinnen
und Institutsleitern,

12. Stellungnahme zu dem Beitrag der Hochschule zum
Haushaltsvoranschlag für den Haushalt des Landes Nord-
rhein-Westfalen,

13. Stellungnahme zum Jahresbericht der Präsidentin oder
des Präsidenten.

(2) Das Kuratorium kann dem Senat weitere Kompetenzen
übertragen, die der Rechtsstellung des Senates entsprechen.

(3) Der Senat kann zur Vorbereitung seiner Entscheidungen
Kommissionen bilden. Den Kommissionen dürfen auch Per-
sonen angehören, die nicht Mitglieder oder Angehörige der
Hochschule sind. § 8 Abs. 5 gilt entsprechend.

§ 13

Mitglieder des Senats

(1) Dem Senat gehören an:

1. die Präsidentin oder der Präsident der Hochschule als Vor-
sitzende oder Vorsitzender, 

2. insgesamt fünf Vertreterinnen oder Vertreter der Professo-
rinnen und Professoren,

3. fünf Vertreterinnen oder Vertreter der Lehrkräfte für beson-
dere Aufgaben,

4. eine Vertreterin oder ein Vertreter der wissenschaftlichen
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter,  

5. eine Vertreterin oder ein Vertreter der hauptberuflichen
weiteren Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter (nichtwissen-
schaftliche Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter),

6. zwei Vertreterinnen oder Vertreter der Studierenden.

Die Vorsitzende oder der Vorsitzende des Kuratoriums nimmt
mit beratender Stimme an den Sitzungen teil. Das Gleiche gilt
für die Vizepräsidentin oder den Vizepräsidenten, soweit kei-
ne Vertretung im Vorsitz vorliegt. Ferner gehören die gewähl-
te Sprecherin oder der gewählte Sprecher des Lehrpersonals
und die Leiterin oder der Leiter eines Instituts und der Ver-
waltung dem Senat mit beratender Stimme an, soweit sie nicht
stimmberechtigte Mitglieder nach den Nummern 2 oder 3
sind. 

(2) Die gewählten Mitglieder des Senats sind an Weisungen
nicht gebunden; sie dürfen wegen ihrer Tätigkeit im Senat
oder in einer Kommission nicht benachteiligt werden.

(3) Die Mitglieder des Senats nach Absatz 1 Nrn. 2 bis 4
werden von den Mitgliedern der Hochschule nach Gruppen
getrennt gewählt. Die Amtszeit beträgt ein Jahr Das Nähere
regelt die von der Hochschule zu erlassende Wahlordnung.

§ 14

Öffentlichkeit und Unterrichtung

(1) Die Sitzungen des Senats sind hochschulöffentlich. An-
träge auf Ausschluss der Öffentlichkeit dürfen nur in nicht-
öffentlicher Sitzung begründet, beraten und entschieden wer-

den. Personal- und Prüfungsangelegenheiten werden in nicht-
öffentlicher Sitzung behandelt.

(2) Die Präsidentin oder der Präsident kann Personen, die
nicht Mitglieder oder Angehörige der Hochschule sind, die
Teilnahme an den Sitzungen gestatten, sofern ein dienstliches
Interesse besteht.

(3) Die Organe der Hochschule unterrichten sich gegenseitig
über sie gemeinsam betreffende Angelegenheiten.

(4) Die Hochschule stellt sicher, dass ihre Mitglieder und
Angehörigen in angemessenem Umfang über die Tätigkeit der
Organe unterrichtet werden. In diesem Rahmen sollen die
Tagesordnungen der Sitzungen und die Beschlüsse in geeig-
neter Weise bekannt gegeben und die Niederschriften dazu
zugänglich gemacht werden; das gilt nicht für Angelegenhei-
ten nach Absatz 1 Satz 3 sowie in sonstigen vertraulichen
Angelegenheiten.

§ 15

Gleichstellungsbeauftragte

Die Gleichstellungsbeauftragte nimmt Aufgaben der Frauen-
förderung auch für die Studentinnen und nichtwissenschaft-
lichen Mitarbeiterinnen wahr. Sie ist von den zuständigen
Stellen der Hochschule zu unterrichten, macht Vorschläge
und nimmt Stellung in allen Angelegenheiten, die Belange der
Frauen in der Hochschule berühren. Bei der Behandlung sol-
cher Angelegenheiten in den Hochschulgremien ist ihr Gele-
genheit zur Information und beratenden Teilnahme zu geben.
Die Gleichstellungsbeauftragte berichtet dem Senat über ihre
Tätigkeit. Näheres, insbesondere über die Wahl der Gleich-
stellungsbeauftragten und ihrer Stellvertreterin, regelt die
Grundordnung. 

§ 16

Institute der Hochschule

Die Hochschule kann zur Erfüllung ihrer Aufgaben mit Zu-
stimmung des Kuratoriums wissenschaftliche Institute ein-
richten. Das Nähere regelt die Grundordnung. Hinsichtlich
der Befähigung der Institutsleiterinnen und Institutsleiter und
deren Bestellung gelten § 19 und § 20 Abs. 2—4 entsprechend.

§ 17

Hochschulbibliothek

(1) Die Hochschule unterhält eine Hochschulbibliothek, die
für Lehre, Studium und Forschung zur Verfügung steht und
die die Versorgung mit Information und Medien und die Pflege
dieses Angebots sichert. 

(2) Der Senat erlässt eine Verwaltungs- und Benutzungsord-
nung.

V i e r t e r  A b s c h n i t t

Das Hochschulpersonal

§ 18

Dienstaufgaben der Professorinnen und Professoren

(1) Die Professorinnen und Professoren nehmen die der
Hochschule obliegenden Aufgaben in Forschung und Lehre
nach näherer Ausgestaltung ihres Dienstverhältnisses in dem
von ihnen vertretenen Fach selbstständig wahr und wirken an
der Studienberatung mit. Zu ihren hauptberuflichen Aufgaben
gehört es auch, an der Verwaltung der Hochschule mitzuwir-
ken, Prüfungen abzunehmen und Aufgaben der Hochschule
nach § 4 Abs. 1, 2 und 6 wahrzunehmen.

(2) Die Professorinnen und Professoren sind im Rahmen der
für ihr Dienstverhältnis geltenden Regelungen berechtigt und
verpflichtet, in dem von ihnen vertretenen Fach zu lehren
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und Prüfungen abzunehmen. Sie sind im Rahmen des Satzes 1
verpflichtet, Beschlüsse des Senats, die zur Sicherstellung des
Lehrangebots gefasst werden, auszuführen. 

(3) Die Professorinnen und Professoren sind nach Maßgabe
der Ausgestaltung ihres Dienstverhältnisses berechtigt und
verpflichtet, in dem von ihnen vertretenen Fach zu forschen.

(4) Art und Umfang der Aufgaben einer Professorin oder
eines Professors bestimmen sich nach der Einweisungsverfü-
gung des Innenministeriums des Landes Nordrhein-Westfalen
bei der Ernennung bzw. der Begründung eines privatrecht-
lichen Dienstverhältnisses. Die Aufgabenbestimmung steht
unter dem Vorbehalt einer Überprüfung in angemessenen
Abständen.

§ 19

Einstellungsvoraussetzungen 
für Professorinnen und Professoren

(1) Einstellungsvoraussetzungen für Professorinnen und
Professoren sind neben den allgemeinen dienstrechtlichen
Voraussetzungen:

1. ein abgeschlossenes Hochschulstudium,

2. pädagogische Eignung, die durch Erfahrung in einer vo-
rausgegangenen Lehr- oder Ausbildungstätigkeit nachge-
wiesen oder bei Fehlen dieser Voraussetzung ausnahms-
weise im Berufungsverfahren festgestellt wird; zur Fest-
stellung der pädagogischen Eignung können Professorinnen
und Professoren auch in ein Beamtenverhältnis auf Probe
berufen werden, 

3. besondere Befähigung zu wissenschaftlicher Arbeit, die in
der Regel durch die Qualität einer Promotion nachgewie-
sen wird,

4. darüber hinaus je nach den Anforderungen der Stelle

a) zusätzliche wissenschaftliche Leistungen, die durch
eine Habilitation oder durch gleichwertige wissen-
schaftliche Leistungen, welche auch in einer Tätigkeit
außerhalb des Hochschulbereichs erbracht sein kön-
nen, nachgewiesen werden, oder

b) besondere Leistungen bei der Anwendung oder Ent-
wicklung wissenschaftlicher Erkenntnisse und Metho-
den, die während einer fünfjährigen berufspraktischen
Tätigkeit, von denen mindestens drei Jahre außerhalb
des Hochschulbereichs ausgeübt worden sein müssen,
auf einem Gebiet erbracht wurden, das dem zu vertre-
tenden Fach entspricht.

(2) Soweit es der Eigenart des Faches und den Anforderungen
der Stelle entspricht, kann abweichend von Absatz 1 Nrn. 1, 3
und 4 auch eingestellt werden, wer hervorragende fachbezo-
gene Leistungen in der Praxis nachweist.

§ 20

Berufung von Professorinnen und  Professoren

(1) Die Stellen für Professorinnen und Professoren sind öf-
fentlich auszuschreiben. Die Ausschreibung muss Art und
Umfang der zu erfüllenden Aufgaben beschreiben.

(2) Professorinnen und Professoren werden auf Vorschlag
der Hochschule im Einvernehmen mit dem Kuratorium vom
Innenministerium des Landes Nordrhein-Westfalen berufen.
Bei der Berufung können die Mitglieder der Hochschule nur
in begründeten Ausnahmefällen berücksichtigt werden. Der
Berufungsvorschlag soll drei Einzelvorschläge in bestimmter
Reihenfolge und eine ausreichende Begründung enthalten; er
ist spätestens sechs Monate nach Ablauf der Bewerbungsfrist
dem Kuratorium vorzulegen. Einem Berufungsvorschlag sol-
len zwei vergleichende Stellungnahmen auswärtiger Gutach-
ter beigefügt werden.

(3) Das Kuratorium kann eine Professorin oder einen Profes-
sor abweichend von der Reihenfolge des Vorschlags der Hoch-
schule vorschlagen oder einen neuen Vorschlag anfordern.
Ohne Vorschlag der Hochschule kann eine Berufung erfolgen,
wenn die Hochschule acht Monate nach Einrichtung, Zuwei-
sung oder Freiwerden der Stelle, bei Freiwerden durch Errei-
chen der Altersgrenze drei Monate nach dem Freiwerden der
Stelle, keinen Vorschlag vorgelegt hat, wenn sie der Aufforde-
rung zur Vorlage eines neuen Vorschlages bis zum Ablauf von
sechs Monaten nicht nachgekommen ist oder wenn in dem
Vorschlag keine geeigneten Personen benannt sind, deren
Qualifikation den Anforderungen der Stelle entspricht. In den
Fällen der Sätze 1 und 2 ist die Hochschule zu hören.

(4) Die Bewerberin oder der Bewerber hat kein Recht auf
Einsicht in die Akten des Berufungsverfahrens, soweit sie
Gutachten über die fachliche Eignung enthalten oder wieder-
geben.

§ 21

Dienstrechtliche Stellung 
der Professorinnen und Professoren

(1) Auf die beamteten Professorinnen und Professoren fin-
den die Vorschriften des Landesbeamtengesetzes und dieses
Gesetzes Anwendung.

(2) Professorinnen und Professoren können zur Deckung
eines vorübergehenden Lehrbedarfs oder aus sonstigen Grün-
den, die eine Befristung nahelegen, in ein Beamtenverhältnis
auf Zeit berufen werden.

(3) Professorinnen und Professoren können auch in einem
privatrechtlichen Dienstverhältnis beschäftigt werden. In die-
sem Falle gelten § 200 Abs. 2, § 201 Abs. 2 und 3, § 202 Abs. 1
Sätze 1 und 2 und Abs. 2, 3 und 5 sowie § 206 des Landesbe-
amtengesetzes und die Vorschriften über den Sonderurlaub
entsprechend.

(4) Die Hochschule kann übergangsweise bis zur Besetzung
der Stelle für eine Professorin oder einen Professor eine Ver-
treterin oder einen Vertreter, die oder der die Einstellungsvo-
raussetzungen nach § 19 erfüllt, im Einvernehmen mit dem
Kuratorium mit der Wahrnehmung der Aufgaben aus der
Stelle beauftragen. Professorenvertreterinnen und Professo-
renvertreter nehmen die mit der Stelle verbundenen Rechte
und Pflichten eines Mitglieds wahr. Sie nehmen an Wahlen
nicht teil.

§ 22

Nebenberufliche Professorinnen und Professoren

(1) In Ausnahmefällen können Personen mit der Qualifika-
tion nach § 19 nebenberuflich als Professorin oder Professor
im Angestelltenverhältnis berufen werden, soweit hierfür
Stellen veranschlagt sind. Auf sie finden die für die Einstel-
lung, die Dienstaufgaben und die sonstigen für hauptberuf-
liche Professorinnen und Professoren geltenden Regelungen
Anwendung.

(2) Eine Nebenberuflichkeit liegt nur vor, wenn der Profes-
sorin oder dem Professor weniger als die Hälfte der regelmäßi-
gen Dienstaufgaben einer vollbeschäftigten Professorin oder
eines vollbeschäftigten Professors übertragen wird. Die Ein-
stellung ist nicht zulässig, wenn die Professorin oder der Pro-
fessor bereits hauptberuflich an einer Hochschule tätig ist.

(3) Für die Teilzeitbeschäftigung allgemein geltende Vor-
schriften bleiben unberührt.

§ 23

Freistellung und Beurlaubung

(1) Das Kuratorium kann auf Vorschlag der Hochschule Pro-
fessorinnen und Professoren nach einer Lehrtätigkeit von
mindestens vier Studienjahren für die Dauer eines halben Stu-
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dienjahres von ihren Aufgaben in der Lehre und Verwaltung
zugunsten der Dienstaufgaben in der Forschung freistellen,
wenn die ordnungsgemäße Vertretung des Faches in der Lehre
während dieser Zeit gewährleistet ist. Es sollen keine zusätz-
lichen Kosten aus der Freistellung entstehen.

(2) Das Gleiche gilt für eine Beurlaubung zur Anwendung
und Erprobung wissenschaftlicher Erkenntnisse und Metho-
den in der beruflichen Praxis sowie zur Gewinnung berufs-
praktischer Erfahrungen außerhalb der Hochschule. 

(3) In begründeten Ausnahmefällen kann das Kuratorium
auf Vorschlag der Hochschule von der zeitlichen Vorausset-
zung und Dauer nach den Absätzen 1 und 2 abweichen.

§ 24

Lehrkräfte für besondere Aufgaben

(1) Lehrkräfte für besondere Aufgaben werden auf Vor-
schlag der Hochschule vom Kuratorium bestellt. Soweit sie
ein Lehrgebiet leiten, nehmen sie die der Hochschule oblie-
genden Aufgaben in Lehre und Forschung nach näherer Aus-
gestaltung ihres Dienstverhältnisses selbständig wahr Für alle
übrigen Lehrkräfte für besondere Aufgaben gilt § 27 entspre-
chend. Lehrkräfte für besondere Aufgaben werden an die
Hochschule abgeordnet

(2) Sie vermitteln den Studierenden Fachwissen und unter-
weisen sie in der Anwendung fachbezogener wissenschaft-
licher Methoden auf der Grundlage besonderer Kenntnisse
und Erfahrungen in der beruflichen Praxis. Sie sind berech-
tigt, Forschungs- und Entwicklungsaufgaben wahrzunehmen.
Soweit sie ein Lehrgebiet leiten, sind sie dazu auch verpflich-
tet.

(3) Neben den beamten- und laufbahnrechtlichen Voraus-
setzungen sind für die Bestellung grundsätzlich ein den vor-
gesehenen Aufgaben entsprechendes abgeschlossenes Hoch-
schulstudium oder die Befähigung zum Richteramt oder zum
höheren allgemeinen Verwaltungsdienst oder zum höheren
Polizeivollzugsdienst des Bundes oder eines Landes, pädago-
gische Eignung und besondere Leistungen in mehrjähriger
einschlägiger berufspraktischer Tätigkeit erforderlich. An die
Stelle des abgeschlossenen Hochschulstudiums können Kennt-
nisse und Erfahrung treten, die die Bewerberinnen oder
Bewerber auf ihrem Fachgebiet befähigen, eine Lehr- oder
Forschungstätigkeit auszuüben, die der Befähigung nach Satz 1
entspricht.

(4) Lehrkräfte für besondere Aufgaben können auch im
Angestelltenverhältnis beschäftigt werden.

(5) Stellen, die mit Lehrkräften für besondere Aufgaben be-
setzt werden sollen, sind von der Hochschule auszuschreiben.

§ 25

Honorarprofessorinnen und Honorarprofessoren

Die Hochschule kann auf Beschluss des Senats mit Zustim-
mung des Kuratoriums die Bezeichnung „Honorarprofessorin“
oder „Honorarprofessor“ Personen verleihen, die in einem an
der Hochschule vertretenen Fachgebiet hervorragende Leis-
tungen in der beruflichen Praxis bei der Anwendung oder
Entwicklung wissenschaftlicher Erkenntnisse und Methoden
erbringen, die den Anforderungen an hauptberufliche Profes-
sorinnen und Professoren entsprechen. Die Verleihung setzt
eine in der Regel fünfjährige erfolgreiche selbständige Lehr-
tätigkeit voraus, die durch ein Gutachten nachzuweisen ist.

§ 26

Lehrbeauftragte

(1) Zur Ergänzung des Lehrangebots und für einen durch
hauptberufliche Kräfte nicht gedeckten Lehrbedarf können
Lehraufträge erteilt werden. Die Lehrbeauftragten nehmen die
ihnen übertragenen Lehraufgaben selbständig wahr. Der Lehr-

auftrag ist ein öffentlich-rechtliches Rechtsverhältnis beson-
derer Art, er begründet kein Dienstverhältnis.

(2) Der Lehrauftrag ist zu vergüten. Das gilt nicht, wenn die
oder der Lehrbeauftragte auf eine Vergütung verzichtet oder
der Lehrauftrag einer Angehörigen oder einem Angehörigen
des öffentlichen Dienstes im Hauptamt oder in der Weise
übertragen wird, dass ihre oder seine Dienstaufgaben im Haupt-
amt entsprechend vermindert werden.

§ 27

Wissenschaftliche Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter

(1) Wissenschaftliche Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sind
die den Lehrgebieten, den Instituten und der Hochschul-
bibliothek zugeordneten Bediensteten, denen nach Maßgabe
ihres Dienstverhältnisses wissenschaftliche Dienstleistungen
in der Lehre und in Forschungs- und Entwicklungsaufgaben
obliegen. Soweit die wissenschaftlichen Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter dem Aufgabenbereich einer Professorin oder eines
Professors oder einer Lehrgebietsleiterin oder eines Lehrgebiets-
leiters zugewiesen sind, ist diese oder dieser weisungsbefugt.
Zu den Dienstleistungen gehört auch die Tätigkeit in der Ver-
waltung der Institute und der Hochschulbibliothek, in der
Studien- und Prüfungsorganisation, der Studienberatung und
in anderen Aufgaben der Hochschule. 

(2) Lehraufgaben der wissenschaftlichen Mitarbeiterinnen
und Mitarbeiter gemäß Absatz 1 sind nach Gegenstand und
Inhalt mit den für das Fach Zuständigen abzustimmen und
stehen unbeschadet des Rechts auf Äußerung der eigenen
Lehrmeinung unter der fachlichen Verantwortung einer Pro-
fessorin oder eines Professors oder einer Lehrgebietsleiterin
oder eines Lehrgebietsleiters. 

(3) Die wissenschaftlichen Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
ter können im Beamtenverhältnis oder im privatrechtlichen
Dienstverhältnis beschäftigt werden. Wissenschaftlichen Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeitern kann im Rahmen ihrer Dienst-
aufgaben auch Gelegenheit zur Vorbereitung einer Promotion
gegeben werden. 

(4) Befähigungsvoraussetzung für wissenschaftliche Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeiter sind neben den allgemeinen
dienstrechtlichen Voraussetzungen ein abgeschlossenes Hoch-
schulstudium oder die Befähigung zum Richteramt, für den
höheren Verwaltungsdienst oder für den höheren Polizeivoll-
zugsdienst. Im Übrigen bleibt das Laufbahnrecht unberührt. 

§ 28

Lehrverpflichtung

Das Innenministerium des Landes Nordrhein-Westfalen wird
ermächtigt, im Einvernehmen mit dem Kuratorium durch
Rechtsverordnung zu regeln, in welchem Umfang das wissen-
schaftliche Personal der Hochschule im Rahmen seiner Dienst-
aufgaben zur Lehrtätigkeit verpflichtet ist. 

F ü n f t e r  A b s c h n i t t

Studierende, Studium, Hochschulgrad

§ 29

Zugang zum Studium, Ausscheiden aus dem Studium

(1) Die Auswahl der Studierenden erfolgt durch den Bund
und die Länder im Benehmen mit der Deutschen Hochschule
der Polizei.

(2) Zum Studium können Polizeibeamtinnen und Polizei-
beamte des gehobenen und höheren Dienstes oder Anwärte-
rinnen und Anwärter für den höheren Polizeidienst zugelas-
sen werden, die

1. nicht älter als 40 Jahre sind, 

2. die Hochschulreife oder einen entsprechenden anerkann-
ten Bildungsstand besitzen und
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3. a) nach dem abgeschlossenen Studium an einer Fachhoch-
schule für den öffentlichen Dienst oder einer vergleich-
baren Einrichtung die Laufbahnprüfung für den geho-
benen Polizeivollzugsdienst abgelegt haben und über
Diensterfahrungen nach dem Fachhochschulstudium
verfügen, sich im Dienst besonders bewährt haben sowie
in Auswahlverfahren der Länder und des Bundes nach
dem Prinzip der Bestenauswahl die Zulassung zum
Studium erhalten haben,

oder

b) das Abschlusszeugnis einer wissenschaftlichen Hoch-
schule besitzen und in einem Auswahlverfahren der
Länder und des Bundes nach dem Prinzip der Besten-
auswahl die Zulassung zum Studium erhalten haben.

Für Studierende mit zweiter juristischer Staatsprüfung
oder mit Staatsprüfung für den höheren allgemeinen
Verwaltungsdienst nach der Hochschulprüfung gilt al-
ternativ § 31 Abs. 3. Die Entscheidung trifft der Dienst-
herr.

(3) Ausnahmen von Absatz 2 Nr. 1 sind bis zum vollende-
ten 45. Lebensjahr zulässig, wenn eine Zulassung unter Ein-
haltung der Höchstaltersgrenze aus einem von der Beamtin
oder dem Beamten nicht zu vertretenden Grund nicht mög-
lich war oder die Laufbahnverordnungen des Bundes und der
Länder dies zulassen. Abweichend von Satz 1 können über-
gangsweise bis zum Ablauf des 31. Dezember 2010 für Polizei-
beamtinnen und Polizeibeamte der Länder Berlin, Branden-
burg, Mecklenburg-Vorpommern, Sachsen, Sachsen-Anhalt
und Thüringen Ausnahmen von Absatz 2 Nrn. 1 bis 3 zuge-
lassen werden, die die Laufbahnbefähigung aufgrund der auf
Anlage I, Kapitel XIX, Sachgebiet A, Abschnitt III, Nr. 2 des
Einigungsvertrages beruhenden Regelungen erworben haben.

(4) Die Studierenden werden mit der Zulassung zum Stu-
dium Mitglieder der Hochschule.

(5) Studierende verlieren ihre Mitgliedschaft und ihre Berech-
tigung zur Fortsetzung des Studiums zum selben Zeitpunkt,
zu dem ihr Beamtenverhältnis vor Abschluss des Studien-
ganges endet. Das gleiche gilt, wenn die Zulassung zum Auf-
stieg in den höheren Polizeidienst widerrufen wird.

(6) Ausländische Studierende können zum Studium zuge-
lassen werden. Näheres regelt die Grundordnung.

§ 30

Studierendenvertretung

Zur Förderung der sozialen, kulturellen und sportlichen
Interessen der Studierenden, zur Gestaltung des Studiums
sowie zur Wahrnehmung hochschulpolitischer Belange kann
bei der Hochschule eine Studierendenvertretung gebildet wer-
den. Das Nähere regelt die Grundordnung.

§ 31

Studium

(1) Das Studium soll durch die enge Verbindung von Wissen-
schaft und Praxis unter Berücksichtigung der Anforderungen
und Veränderungen des Polizeiberufs die für eine Führungs-
kraft erforderlichen Fähigkeiten, Kenntnisse und Methoden
vermitteln und zu verantwortlichem Handeln in einem frei-
heitlichen, demokratischen und sozialen Rechtsstaat befähi-
gen. Das Studium soll dazu befähigen, Polizeidienststellen zu
leiten und Führungsaufgaben in größeren Polizeieinsätzen so-
wie Führungsaufgaben und besondere Aufgaben in Polizei-
dienststellen des Bundes und der Länder wahrzunehmen und
bei der Aus- und Weiterbildung der Polizei mitzuwirken. Das
Studium soll die Studierenden befähigen, ihre Kompetenzen
unter Berücksichtigung von Erkenntnissen und Methoden aus
den polizeilich relevanten wissenschaftlichen Disziplinen
weiterzuentwickeln.

(2) Der Masterstudiengang dauert zwei Jahre. 

(3) Studierende, die die zweite juristische Staatsprüfung
oder nach der Hochschulprüfung die Staatsprüfung für den
höheren allgemeinen Verwaltungsdienst abgelegt haben, wer-
den an der Hochschule für die Aufgaben des höheren Polizei-
vollzugsdienstes in einem Weiterbildungsangebot vorbereitet.
§ 29 Abs. 4 gilt entsprechend.

§ 32

Hochschulgrad

Die Hochschule verleiht als Abschluss einen Mastergrad
mit Angabe der Fachrichtung. Näheres regelt eine Satzung.

§ 33

Promotion

(1) Durch die Promotion wird eine über das allgemeine Stu-
dienziel hinausgehende Befähigung zu selbständiger wissen-
schaftlicher Arbeit nachgewiesen. Die Befähigung wird auf
Grund einer wissenschaftlich beachtlichen schriftlichen Ar-
beit (Dissertation) und einer mündlichen Prüfung festgestellt.
Auf Grund der Promotion wird der Doktorgrad verliehen.

(2) Näheres zur Promotion und zum Promotionsverfahren
regelt die Promotionsordnung.

S e c h s t e r  A b s c h n i t t

Kuratorium, Aufsicht

§ 34

Kuratorium

(1) Bei der Hochschule wird ein Kuratorium gebildet. Als
ständige Mitglieder gehören dem Kuratorium je drei Vertrete-
rinnen bzw. Vertreter des Landes Nordrhein-Westfalen und
des Bundes und je zwei Vertreterinnen bzw. Vertreter der
anderen Länder an. Für jedes Mitglied ist eine Vertretung zu
benennen.

(2) Das Kuratorium wirkt nach Maßgabe dieses Gesetzes an
der Arbeit der Hochschule mit und nimmt nach dem Abkom-
men über die einheitliche Ausbildung für den höheren Polizei-
vollzugsdienst und über die Deutsche Hochschule der Polizei
die gemeinsamen Rechte und Pflichten des Bundes und der
Länder gegenüber der Hochschule wahr.

(3) Die Präsidentin oder der Präsident nimmt an den Sitzun-
gen des Kuratoriums beratend teil.

§ 35

Aufsicht

(1) Die Hochschule unterliegt der Dienst- und Fachaufsicht,
in Fragen von Lehre und Forschung der Rechtsaufsicht.

(2) Die Dienstaufsicht obliegt dem Innenministerium des
Landes Nordrhein-Westfalen, die Rechts- und Fachaufsicht
führen der Bundesminister des Innern und die Innenminister/
-senatoren der Länder gemeinsam. Sie setzen dazu ein Kurato-
rium ein.

(3) Bei im Rahmen der Rechtsaufsicht beanstandeten Be-
schlüssen und Unterlassungen des Senats ist Abhilfe inner-
halb einer zu bestimmenden, angemessenen Frist zu ver-
langen. Die Beanstandung von Beschlüssen hat aufschiebende
Wirkung. Kommt der Senat einer Beanstandung nach § 9
Abs. 2 oder einer Anordnung nicht fristgemäß nach, so kann
das Kuratorium die notwendigen Maßnahmen an seiner Stelle
treffen, insbesondere kann es die erforderlichen Satzungen und
Ordnungen erlassen. Einer Fristsetzung durch das Kuratorium
bedarf es nicht, wenn der Senat die Befolgung einer Beanstan-
dung oder Anordnung verweigert oder dauernd beschluss-
unfähig ist.
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(4) Ist der Senat dauernd beschlussunfähig, so kann ihn das
Kuratorium auflösen und seine unverzügliche Neuwahl an-
ordnen. Sofern und solange die Befugnisse nach Absatz 3
nicht ausreichen, kann das Kuratorium Beauftragte bestellen,
die die Befugnisse des Senats oder einzelner Mitglieder in
dem erforderlichen Umfang ausüben.

(5) Aufsichtsmaßnahmen sind so auszuwählen und anzu-
wenden, dass die Hochschule ihre Aufgaben nach diesem
Gesetz alsbald wieder selbst erfüllen kann.

§ 36

Genehmigungen

(1) Der Erlass, die Änderung und die Aufhebung der Grund-
ordnung, der Satzungen und Ordnungen sowie der Studien-
ordnungen und Studienpläne bedürfen der Genehmigung des
Kuratoriums. 

(2) Die Genehmigung ist zu versagen, wenn die Regelung
gegen Rechtsvorschriften verstößt. Sie kann versagt werden,
wenn durch die Regelung die Erfüllung der der Hochschule
übertragenen Aufgaben gefährdet wird.

§ 37

Weitere Aufgaben des Kuratoriums

(1) Das Kuratorium hat – soweit nicht gesondert geregelt –
insbesondere folgende Aufgaben:

1. Erlass der Prüfungsordnung,

2. Bestellung der Mitglieder der Prüfungsausschüsse,

3. Initiierung und Genehmigung von Weiterbildungsveran-
staltungen, vor allem der Seminare, 

4. Erteilung von Forschungsaufträgen,

5. Genehmigung der Entscheidungen der Präsidentin oder
des Präsidenten zur Organisation von Studium und Wei-
terbildung (§ 11).

(2) Bei der Vorbereitung einer Prüfungsordnung sind die
Spitzenorganisationen der zuständigen Gewerkschaften auf
Bundesebene zu beteiligen.

S i e b t e r  A b s c h n i t t

Haushalt

§ 38

Haushalt

(1) Der Haushaltsplan der Hochschule ist ein Teil des Haus-
haltsplans des Landes Nordrhein-Westfalen.

(2) Der Beitrag der Hochschule zum Haushaltsvoranschlag
für den Haushalt des Landes Nordrhein-Westfalen wird von
der Präsidentin oder vom Präsidenten aufgestellt. Der Senat
nimmt hierzu Stellung.

(3) Der Beitrag zum Haushaltsvoranschlag bedarf der Ge-
nehmigung des Kuratoriums.

(4) Die Hochschule übersendet den Trägern zum frühest-
möglichen Zeitpunkt den Beitrag zum Haushaltsvoranschlag
und den festgestellten Haushaltsplan für das kommende Haus-
haltsjahr.

A c h t e r  A b s c h n i t t

Verdienste um die Hochschule

§ 39

Ehrungen 

(1) Die Hochschule kann auf Beschluss des Senats mit Zu-
stimmung des Kuratoriums Persönlichkeiten, die sich beson-
dere Verdienste um die Hochschule erworben haben, die

Bezeichnung „Ehrensenatorin“ oder „Ehrensenator“ oder die
Hochschulmedaille verleihen. 

(2) Der Beschluss bedarf der Zustimmung von vier Fünfteln
der stimmberechtigten Senatsmitglieder.

N e u n t e r  A b s c h n i t t

Errichtung und Gründungsphase

§ 40

Errichtung

(1) Mit In-Kraft-Treten des Gesetzes wird die Deutsche
Hochschule der Polizei mit Sitz in Münster errichtet.

(2) In die Hochschule wird die bisherige Polizei-Führungs-
akademie übergeleitet.

(3) Während der Gründungsphase gelten die Vorschriften
dieses Gesetzes, soweit nachstehend nichts anderes bestimmt
ist.

§ 41

Übernahme der Beamtinnen und Beamten, Angestellten, 
Arbeiterinnen und Arbeiter und der Studierenden

(1) Beamtinnen und Beamte, Angestellte, Arbeiterinnen
und Arbeiter im Landesdienst, die an der Polizei-Führungs-
akademie tätig sind, werden mit der Errichtung Beschäftigte
der Hochschule.

(2) Die Dozentinnen und Dozenten der Polizei-Führungs-
akademie werden mitgliedschaftsrechtlich als Lehrkräfte für
besondere Aufgaben oder als wissenschaftliche Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeiter übergeleitet. Über die Zuordnung ent-
scheidet die Präsidentin oder der Präsident.

(3) Studierende der Polizei-Führungsakademie sind mit der
Errichtung der Hochschule deren Studierende. 

§ 42

Gründungsmaßnahmen

Das Kuratorium trifft die für den Aufbau der Hochschule
notwendigen Maßnahmen. Es ist insbesondere befugt:

1. einen Gründungssenat zu berufen,

2. eine Gründungspräsidentin oder einen Gründungspräsiden-
ten zur Ernennung oder Bestellung vorzuschlagen,

3. eine Grundordnung und eine Wahlordnung zu erlassen.

§ 43

Gründungssenat

(1) Dem Gründungssenat gehören an:

1. die Gründungspräsidentin oder der Gründungspräsident,

2. fünf Professorinnen und Professoren der Deutschen Hoch-
schule der Polizei und anderer Hochschulen, 

3. sowie 

a) fünf  Lehrkräfte für besondere Aufgaben,

b) eine wissenschaftliche Mitarbeiterin oder ein wissen-
schaftlicher Mitarbeiter,

c) eine hauptberufliche weitere Mitarbeiterin oder ein
hauptberuflicher weiterer Mitarbeiter,

d) zwei Studierende

der Deutschen Hochschule der Polizei.
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Die Vertreter der Gruppen nach Nummer 3 werden gewählt
(§ 12 Abs. 3). Die Vorsitzende oder der Vorsitzende des Kura-
toriums nimmt mit beratender Stimme an den Sitzungen des
Senats teil. Das Gleiche gilt für die Ständige Vertreterin oder
den Ständigen Vertreter, soweit keine Vertretung im Vorsitz
vorliegt. Ferner gehören die gewählte Sprecherin oder der
gewählte Sprecher des Lehrpersonals und die Leiterin oder
der Leiter eines Instituts und der Verwaltung dem Senat mit
beratender Stimme an, soweit sie nicht zu Mitgliedern bestellt
worden sind.

(2) Der Gründungssenat nimmt während der Gründungs-
phase die Aufgaben des Senats der Hochschule wahr. Das
Kuratorium legt das Ende der Gründungsphase fest.
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G e s e t z
zur Änderung des Niedersächsischen Nachbarrechtsgesetzes 

und des Niedersächsischen Ausführungsgesetzes 
zum Bürgerlichen Gesetzbuch

Vom 23. Februar 2006

Der Niedersächsische Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1

Änderung des Niedersächsischen Nachbarrechtsgesetzes

Das Niedersächsische Nachbarrechtsgesetz vom 31. März
1967 (Nds. GVBl. S. 91), zuletzt geändert durch Artikel 40 des
Gesetzes vom 20. November 2001 (Nds. GVBl. S. 701), wird
wie folgt geändert:

1. Der Gesetzesüberschrift wird der Zusatz „(NNachbG)“ an-
gefügt.

2. § 2 erhält folgende Fassung: 

„§ 2

Verjährung
1Für die Verjährung von Ansprüchen nach diesem Gesetz

gilt Abschnitt 5 des Buches 1 des Bürgerlichen Gesetz-
buchs (BGB) entsprechend. 2In den Fällen der §§ 54, 55
Abs. 1 Nr. 3 und Abs. 2 sowie des § 59 Abs. 2 Nr. 2 tritt die
Verjährung jedoch nicht vor Ablauf der dort bestimmten
Frist ein.“

3. § 11 Abs. 2 erhält folgende Fassung:

„(2) Die Einwilligung gilt trotz Widerspruchs als erteilt,
wenn

1. der Nachbar nicht innerhalb von sechs Monaten nach
Empfang der Erklärung einen Bauantrag zur Errichtung
eines Anbaus einreicht oder die bauaufsichtliche Zu-
stimmung hierfür beantragt oder, falls das Vorhaben
weder einer Baugenehmigung noch einer bauaufsicht-
lichen Zustimmung bedarf, die erforderlichen Unter-
lagen einreicht,

2. die Versagung der für die Errichtung eines Anbaus er-
forderlichen Baugenehmigung oder bauaufsichtlichen
Zustimmung nicht mehr angefochten werden kann
oder

3. nicht innerhalb eines Jahres nach Eintritt der Unan-
fechtbarkeit der Baugenehmigung oder der bauaufsicht-
lichen Zustimmung oder, falls das Vorhaben weder
einer Baugenehmigung noch einer bauaufsichtlichen
Zustimmung bedarf, nach Vorliegen der Bestätigung
der Gemeinde nach § 69 a Abs. 5 Satz 1 der Nieder-
sächsischen Bauordnung mit der Errichtung eines
Anbaus begonnen wird.“

4. § 54 Abs. 2 wird wie folgt geändert:

a) Der bisherige Wortlaut wird Satz 1.

b) Es wird der folgende Satz 2 angefügt:

„2Nach Ablauf der Ausschlussfrist kann der Nachbar
vom Eigentümer jedoch verlangen, die Anpflanzung
durch jährliches Beschneiden auf der jetzigen Höhe
zu halten; im Fall der Klage auf Beschneiden ist die
jetzige Höhe die Höhe im Zeitpunkt der Klageerhe-
bung. 3Der Klageerhebung steht die Bekanntgabe eines
Antrags auf Durchführung eines Schlichtungsverfah-
rens vor dem Schiedsamt oder einer anderen Gütestelle,
die Streitbeilegungen betreibt, gleich.“

5. Dem § 63 wird der folgende Absatz 5 angefügt:

„(5) Geldansprüche, die am 1. Oktober 2006 noch nicht
verjährt sind, verjähren nicht vor Ablauf der nach § 2
Abs. 2 des Niedersächsischen Nachbarrechtsgesetzes in
der bis zu diesem Tage geltenden Fassung berechneten
Frist.“

Artikel 2

Änderung des Niedersächsischen 
Ausführungsgesetzes zum Bürgerlichen Gesetzbuch

Das Niedersächsische Ausführungsgesetz zum Bürgerlichen
Gesetzbuch vom 4. März 1971 (Nds. GVBl. S. 73), zuletzt
geändert durch § 33 Abs. 1 des Gesetzes vom 16. Dezember
2004 (Nds. GVBl. S. 609), wird wie folgt geändert:

1. § 9 erhält folgende Fassung:

„§ 9

Folgen der Nichterfüllung

Erbringt der Schuldner eine Leistung nicht oder nicht
vertragsgemäß, verletzt er eine Pflicht zur Rücksicht-
nahme im Sinne des § 241 Abs. 2 des Bürgerlichen Gesetz-
buchs oder braucht er nach § 275 Abs. 1 bis 3 des Bürger-
lichen Gesetzbuchs nicht zu leisten, so steht dem Gläubi-
ger nicht das Recht zu, nach § 323, 324 oder 326 Abs. 5
des Bürgerlichen Gesetzbuchs von dem Vertrag zurückzu-
treten oder nach § 527 des Bürgerlichen Gesetzbuchs die
Herausgabe des Grundstücks zu fordern.“

2. In § 24 wird in der Überschrift und im Text der Vorschrift
jeweils die Angabe „§ 26 der Gewerbeordnung“ durch die
Angabe „§ 14 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes“ er-
setzt.

3. Nach § 26 wird der folgende neue Sechste Abschnitt einge-
fügt:

„ S e c h s t e r  A b s c h n i t t

Fideikommisse

§ 27

Fortbestehende Rechte

(1) 1Rechte, die

1. durch die Bestimmungen entstanden sind, die durch
Artikel 26 Abs. 1 des Niedersächsischen Rechtsver-
einfachungsgesetzes vom 19. September 1989 (Nds.
GVBl. S. 345) aufgehoben worden sind, oder

2. auf der Grundlage dieser aufgehobenen Bestimmungen
entstanden sind, 

bleiben bestehen. 2Bestehen bleiben auch die Schutz- und
Sicherungsmaßnahmen, die in Bezug auf in Satz 1 genannte
Rechte getroffen worden sind. 

(2) An die Stelle einer Genehmigung durch das Fidei-
kommissgericht tritt die Zustimmung des Begünstigten. 

(3) Sind Sicherungsmaßnahmen zugunsten bestimmter
Personen getroffen, so kann der mit der Sicherung Belas-
tete von dem Begünstigten oder einem bestellten Treuhän-
der die Zustimmung zur Aufhebung oder Änderung der Si-
cherung verlangen, soweit dadurch die gesicherten Rechte
nicht gefährdet werden.

(4) Aus Beschlüssen der Fideikommissgerichte und den
vor ihnen geschlossenen Vergleichen findet die Zwangs-
vollstreckung nach den Vorschriften der Zivilprozess-
ordnung statt.“ 

4. Der bisherige Sechste Abschnitt wird Siebenter Abschnitt
und der bisherige Siebente Abschnitt wird Achter Ab-
schnitt. 
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Artikel 3

In-Kraft-Treten

(1) Dieses Gesetz tritt am 1. Oktober 2006 in Kraft.

(2) Gleichzeitig treten außer Kraft: 

1. das Niedersächsische Rechtsvereinfachungsgesetz 1989
vom 19. September 1989 (Nds. GVBl. S. 345), 

2. die Vorschriften über die beeidigten Auktionatoren in Ost-
friesland und Harlinger Land sowie im Regierungsbezirk
Osnabrück vom 19. Juli 1902 (Nds. GVBl. Sb. III S. 154),
geändert durch § 60 Satz 2 Nr. 59 des Gesetzes vom 28. Au-
gust 1969 (BGBl. I S. 1513),

3. die Gemeinsame Verfügung des Justizministers und des
Ministers für Handel und Gewerbe vom 27. Juli 1925, be-
treffend die Gebührenordnung für die beeidigten Auk-
tionatoren in Ostfriesland und Harlinger Land sowie im
Regierungsbezirk Osnabrück (JM. I. 1473, MfHuG. III. 6658)
vom 27. Juli 1925 (Nds. GVBl. Sb. II S. 465),

4. die Verordnung über das nichtgewerbliche Versteigerungs-
wesen vom 3. August 1939 (Nds. GVBl. Sb. II S. 449).

Hannover, den 23. Februar 2006

Der Präsident des Niedersächsischen Landtages

Jürgen  G a n s ä u e r

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Der Niedersächsische Ministerpräsident

Christian  W u l f f
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